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Positionspapier 

des StGB NRW

zur Verwaltungsstrukturreform

Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes betont die Notwendigkeit einer umfassenden Verwaltungsstrukturreform, um Bürokratien abzubauen und weitere Einsparpotentiale auszuschöpfen. Voraussetzung hierfür ist die vorbehaltlose aufgabenbezogene Überprüfung aller Verwaltungsebenen. Das Präsidium erwartet von einer derartigen Reform nicht nur eine Entschärfung der sich dramatisch entwickelnden Finanzkrise der öffentlichen Hand, sondern auch eine Stärkung der Subsidiarität und, damit verbunden, eine Aufwertung kommunaler und regionaler Kompetenzen.

Für den Städte- und Gemeindebund sind nachstehende Eckwerte von wesentlicher Bedeutung:

1. Entsprechend den bisherigen Beschlüssen des Präsidiums muß am Anfang und im Zentrum der Überlegungen zur Verwaltungsstrukturreform die Überprüfung der Aufgabenwahrnehmung stehen. Dies bedeutet zunächst die Vornahme einer umfassenden Aufgabenkritik und damit Entscheidungen darüber, ob und inwieweit ein Aufgabenabbau bzw. eine Aufgabenreduzierung und eine Aufgabenverlagerung auf andere öffentliche oder private Träger möglich und sinnvoll ist. Dabei ist von dem Grundsatz auszugehen, daß alle Aufgaben zur Wahrung der Bürgernähe und zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung soweit wie möglich auf der kommunalen Ebene anzusiedeln sind. 

2. Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes bekräftigt seine Auffassung, daß die staatlichen Sonderverwaltungen abzuschaffen und ihre Aufgaben weitgehend auf die Bezirksregierungen bzw. die neuen Mittelbehörden und die Kreisebene zu verteilen sind. Dies betrifft insbesondere die Sonderbehörden im Bereich der Umwelt- und Arbeitsschutzverwaltung sowie der Versorgungsverwaltung. 

Soweit zwingende bundesgesetzliche Zuständigkeitsregelungen dem entgegenstehen (z.B. teilweise bei der Versorgungsverwaltung), ist eine ortsnähere Aufgabenerledigung und eine Beseitigung von Schnittstellen zu den bestehenden kommunalen und staatlichen Bündelungsbehörden durch die Praktizierung des „Zwei-Hüte-Modells“ anzustreben. Danach bleiben zwar die Aufgaben bei den Sonderverwaltungen, ihre Erledigung wird jedoch im Namen und im Auftrag der Sonderverwaltung von Bediensteten vor Ort in den Bündelungsbehörden wahrgenommen.

3. Zielsetzung einer Aufgabenverlagerung muß die Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzverantwortung sein. Die Einhaltung des strikten Konnexitätsprinzips ist unabdingbar. Kommunale Finanzautonomie und Finanzausstattung müssen die kostendeckende Aufgabenerfüllung umfassend garantieren.

4.
 Die Neufassung der Mittelebene muß sich messen lassen an den Kriterien klarer Kompe-

tenzabgrenzungen, Abbau von Bürokratie, der Durchschaubarkeit von Verwaltungsstrukturen sowie der Möglichkeit einer wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung. Die Ziele aus dem Eckpunktepapier des Innenministers vom 11.11.1998 sind nach wie vor aktuell: Mehr kommunale Selbstverantwortung, bessere Arbeitsergebnisse sowie mehr Bürger- und Kundenorientierung. Ausgehend hiervon ist das Integrationsmodell ein ernst zu nehmender Ansatz, der bei den weiteren Reformbestrebungen im Mittelpunkt der Diskussion stehen sollte, ohne andere gleichwertige Alternativen außen vor zu lassen.

5. Im Rahmen der Neuordnung der Mittelebene könnten danach staatlich-kommunale Behörden eingerichtet werden, in denen unter Einbeziehung der Landschaftsverbände kommunale und staatliche Aufgaben gebündelt werden. Hierbei wäre sicherzustellen, 

· daß durch gezielte Aufgabenreduzierung und -verlagerung keine neuen Mammutbehörden entstehen und die allseits geforderte Bürger- und Kundennähe erhalten bleibt.

· daß die Zusammenfassung kommunaler und staatlicher Verwaltungen in einer gemeinsamen Behörde nicht zu staatlichen Eingriffen in Selbstverwaltungsaufgaben führt. 

Insbesondere die Entscheidungsstrukturen der neuen Behörden, die Aufgabenabgrenzung, die Personalzuweisung, die Finanzierungsmodalitäten sowie die demokratische Kontrolle sind mit dem Ziel einer Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung neu zu organisieren. In jedem Fall ist sicherzustellen, daß die kreisangehörigen Städte und Gemeinden gleichberechtigt neben Kreisen und kreisfreien Städten in den politischen Gremien der neuen Mittelbehörde vertreten sind. 

Eine alleinige Reduzierung der Anzahl der Bezirksregierungen, wie sie derzeit vornehmlich in den Medien diskutiert wird, ist aus Sicht des Verbandes sowohl im Hinblick auf den erforderlichen Bürokratieabbau als auch der damit verbundenen Verschlankung der Verwaltungsstrukturen zu kurz gegriffen und insbesondere aus folgenden Gründen kritisch zu beleuchten:

· Für den kreisangehörigen Raum bestünde die Gefahr, zwei Standorte - Detmold und Arnsberg - mit gegebenenfalls gravierenden Auswirkungen für die betroffenen Regionen zu verlieren.

· Einsparungen dagegen würden dem Land, aber nicht den Kommunen zugute kommen.


6. Parallel zur Verwaltungsstrukturreform muß das Verhältnis Kreis-Gemeinden i.S. einer größeren Flexiblisierung bei der Aufgabenerfüllung innerhalb der kommunalen Familie neu definiert werden. Hierzu gehört insbesondere: 

· Die Absenkung der Schwellenwerte von 60.000 auf 50.000 Einwohner bzw. 25.000 auf 20.000 Einwohner als Optionsmodell. 

· Die Überprüfung von bislang originären Kreisaufgaben.

· Umsetzung von Öffnungsklauseln im Bundesrecht. 

· Das passive Wahlrecht der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in Kreistage.

· Die kommunale Finanznot erfordert auf absehbare Zeit weitere umfassende Einsparungen. Hierzu ist es unabdingbar, daß die gesetzlichen Hindernisse für eine umfassende interkommunale Zusammenarbeit insbesondere bei Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung vollständig beseitigt werden. 
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